Verwaltungs- und Wirtschafts-Akademie Köln

Rep BGB/HGB/ZPO

Prof. Dr. Hübner

Vorlesungsmitschrift aus dem Jahr 2004

Es wird keine Gewähr für die Richtigkeit und den Inhalt dieser Vorlesungsmitschrift übernommen.

Repetitorium BGB, HGB, ZPO

Prof.Hübner


01.09.2004

Hinweis:

Er muss das gesamte Recht in der Prüfung abfragen

Thema: Öffentliches und Privates Recht

Das gesamte Recht läßt sich unterteilen in 



Öffentliches Recht 



Privates Recht

derzeit aktuell im öR :

Europäische Verfassung (Entwurf liegt vor!)





Volksbegehren (gesetzl. Notwendigkeit geschichtlich bedingt)





( Volksabstimmung aber nicht gewollt! = Historie, warum das 





GG dies aktuell nicht vorsieht – Die Väter des GG meinten, 



dass die Medien zu stark werden bezügl. der Einflussnahme).

Welche Bereiche erfaßt das öR?

( Dreiteilung der Gewalten in

Legislative (die Gesetzgebung soll vom Volk ausgehen, welches zu aktivieren ist)


Exekutive (als ausführende Gewalt)


Judikative (als Organ zur Überprüfung obiger Entscheidungen)

Die Überprüfung der Gesetzgebung und der Gesetze erfolgt durch das BVerfG (Kontrollinstanz).

Stichwort: Globalisierung ( vereintes Europa und eine Gesetzgebung?

Ziel von Recht: Es soll dem Menschen ein Schutzraum eingeräumt werden, welcher unverletzlich ist (Rechtsetzung). Frage dabei: Wie wirkt sich der Hoheitsträger au den Bürger aus ?

Eingriff auf das Individuum 

a) im Zivilrecht als Vereinfachung von Mensch zu Mensch (z.B. Brötchenkauf)
( d.h. Figuren aus dem Schuldrecht hier anwenden können
Ein unmittelbarer Eingriff ist nicht möglich, es muss ein Vertrag, eine Vereinbarung als Anspruchsgrundlage vorhanden sein.


b) im Öffentlichen Recht kann der Hoheitsträger unmittelbar auf den Menschen einwirken, z.B. bei Diebstahl = Verurteilung, es wird nicht vorher gefragt, sondern es ist ein unmittelbarer Eingriff in die Rechte möglich. Das öR greift in das Dasein des Menschen unmittelbar ein, z.B. Finanzverwaltung ( Vollstreckung einer Steuerschuld

Frage: Ordnung = System notwendig?

a) Staatsrecht ( Bezug auf die Gesetzgebung

b) Verwaltungsrecht ( Bezug auf die Exekutive 

Staatsrechtliche Frage: Zentrale Gewalt in Europa?

Unterscheidung zwischen Bundesstaat und Staatenbund

Bundesstaat:
BRD = Bundesstaat, welcher aufgeteilt ist in Bundes- und Länderkompetenzen, z.B. Bildungsbereich ist Ländersache! = Bund gibt hier nur Rahmen vor, z.B. Hochschulrahmengesetz = aufgespaltete Kompetenz.

Staatenbund:

EU = Staatenbund, denn es ist keine Gesetzgebungskompetenz gegeben

Aber wie werden in der EU die Gesetze gemacht?

Mit der sog. Richtlinienkompetenz wird die Gesetzgebungskompetenz ersetzt, denn die Richtlinien werden zur Umsetzung an die jeweiligen Mitgliedsländer weitergegeben, die dann die Richtlinien in Gesetze „umwandeln“.

Hinweis: derzeit gibt es noch über 100 Richtlinien der EU, die in nationales Recht umzusetzen sind!

Frage: Aber sollte Europa zukünftig die Gesetze nicht selber machen?

Problematisch, da dann kleine Länder sehr viel Macht erhalten würden; zudem ist keine Anpassung an die nationalen unterschiedlichen Gegebenheiten mehr möglich, womit auch eine genaue Prüfung nicht mehr möglich wäre.

Auch die Kommunen haben die Möglichkeit der eigenen Rechtsetzung, nämlich durch Satzungen.

( Dies war die Beschreibung der staatsrechtlichen Seite, es folgt die Beschreibung der verwaltungsrechtlichen Seite:

Hier erfolgt die Umsetzung und Ausführung der Gesetze, z.B. „Schulden machen“. Aber auch die Umsetzung der Gesetze (=Handlungen der Vw) muss kontrolliert werden ( Verwaltungsgerichtsbarkeit (höchstes Organ = Bundesverwaltungsgericht in Leipzig).

Bei Fehlern ist ein Widerspruchsverfahren (als Vorverfahren zur Klage und zur Selbstkontrolle) durchzuführen, anschließend ist der Klageweg zu beschreiten. Ist die Klage erfolglos, so kommen weiter Berufung (Überprüfung der Tatsachen) oder Revision (Überprüfung der Rechtsfolgen, Kontrolle der Rechtsfragen = Auslegung des Rechts wird nur noch geprüft).

Der Aufbau für das Zivilrecht ist ähnlich:

z.B. Urteil auf Zahlung von 500,00 €

Hier haben 2 Menschen angefangen, aber mit Hilfe des Hoheitsträgers kann der Anspruch erst durchgesetzt werden (in Form des Gerichtsvollziehers, heißt: Hoheitsträger muss eine Möglichkeit haben, sich die Macht verschaffen zu können, getroffene Entscheidungen auch durchsetzen zu können = durch Gesetz ( ZPO). Bei einem rechtskräftigen Urteil kann der Staat als Hoheitsträger Vollstreckungsmaßnahmen einleiten.

Insolvenzverwalter (früher: Konkursverwalter)( greift ordnend ein, wenn in der Firma nichts mehr funktioniert, wird aber heute oft mangels Masse abgewiesen.

Ende der Vollstreckung bzw. der Insolvenz?

Heute: Meist wird lediglich Vermögen vernichtet, aber der Mensch, der hinter der Firma steht, bleibt unbeschadet ( unterkapitalisierte GmbH (= Ich-AG)

Es gibt keine persönliche Haftung mehr, so dass bei einer Firmenpleite durchaus wieder neu gestartet werden kann.

Pfändung der Außenstände gewollt, denn dann ist schnell Geld zu erwirken (Stichwort: 8. Buch der ZPO - Zwangsvollstreckung). 

Hier aber oft sog. „Dreierbeziehung“ gegeben, denn

Schuldner ist Gläubiger der Außenstände und Gläubiger des Gläubigers des Schuldners; daher ist es nötig, 2 Wege zu beschreiten:

1) Verbot der Geldabführung bewirken und 

2) Verbot der Geldannahme bewirken

Die Pfändung von Sachobjekten ist schlecht, da sie den Leuten meist schon nicht mehr gehören, sondern der Bank als Kreditgeber (( „finanzierter Kauf“). Die Sachpfändung ist daher rückläufig.

Durch die bestehenden, hohen Forderungen im aktuellen Wirtschaftsleben hat die Bedeutung der Insolvenz zugenommen.

Zusammenfassung der Schlagworte:

· Unterscheidung von Öffentlichem und Privatem Recht

· Aufbau des öR und des pR

· Rechtsbehelfe

· Rechtskraft

· Durchsetzung von Forderungen im Wege der Zwangsvollstreckung

Unter anderem sollte bekannt sein:

· Unterkapitalisierte GmbH

· Problematik der Dreierbeziehung im Rahmen der Pfändung

· Finanzierter Kauf
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Wiederholung

· Hoheitsträger als Eingriffsmöglichkeit für Private

· Polizei früher bezeichnet als „Fürsorge“; jedoch heute keine Aufgabe der Fürsorge mehr, sondern eher „Kontrolle der Schwarzarbeit“

· Einteilung des Rechts

· Problematik Europa – Abstimmungsverhalten, keine Volksabstimmungen

Gestaltungsmöglichkeiten des Daseins

Grundlage muss die Fähigkeit zur Gestaltung sein. Hierzu zählt ein Persönlichkeitsprofil, denn nicht nur die Elite kommt weiter.

PISA war in diesem Zusammenhang unsinnig.

Als gestalterisches Mittel kommt die Willenserklärung in Betracht.

Die rechtliche Äußerung (mit Außenwirkung) erfolgt dann durch Vertrag, welcher die Willenserklärungen enthält.

Zur Abgabe von Willenserklärungen gehören bestimmte Voraussetzungen (Befähigung zur Abgabe einer Willenserklärung), wie z.B. Alter

Funktioniert eine Einigung nicht, greift § 311 BGB ein. Neben § 145 BGB ist § 311 BGB ein Zeichen der Freiheit, dass ich etwas mit einem Dritten beschließen/ machen kann.

§ 311 II Nr. 1 BGB ...durch Aufnahme von Vertragsverhandlungen...

z.B. Personalchef hat noch nicht über die Einstellung entschieden, früheres c.i.c.
§ 311 II Nr. 2 BGB ...Anbahnung eines Vertrages...

z.B. Wohnung gekündigt wegen Aufnahme einer anderen Arbeit, wo nun für 2 Wohnungen die Miete zu leisten ist

§ 311 III BGB ...nicht selbst Vertragspartner werden...

z.B. eingestürzter Tanzsaal, wo nun der Deckenbauer haften soll; dieser haftet nun, obwohl er nicht in den Mietvertrag des Saales mit einbezogen ist, der eigentlich zwischen Gastwirt und Veranstalter geschlossen wurde

§ 311 III BGB ...insbesondere...

z.B. Werftverkauf (Vorlesungsbeispiel?)

§ 311 III BGB könnte zukünftig als Anspruchsgrundlage für Aktionäre interessant werden, weil daraus Ansprüche gegen den Vorstand entwickelt werden können.

Früher war die Anspruchsgrundlage in der Untreue (Verwaltung über fremdes Vermögen muss gesetzestreu vorgenommen werden) zu suchen. Jedoch folgt der BGH aktuell dieser Rechtsprechung wohl nicht mehr (nach Aussage Hübners auf Nachfrage beim BGH)

Möglich ist auch eine Herleitung des Anspruches aus § 823 II BGB, aber wenn die Untreue hier wegfällt, ist die Anwendung über § 823 II BGB nicht mehr möglich.

Damit würde noch § 826 BGB verbleiben. Jedoch wäre die Klage schwerlich zu begründen, weil dazu die Behauptung und der Beweis nötig ist, dass der Gegenüber ein schlechter Mensch sei.

Die Lösung kann folglich nur in § 311 III BGB gesehen werden.

§ 164 BGB schaltet den Organvertreter aus; z.B. den Geschäftsführer einer GmbH

§ 145 BGB Vertrag

· Formvorschriften, z.B. für den Grundstückskauf (Auflassung § 925 BGB) ist die Schriftform nötig, sonst auch formfrei

Unterscheidung

Beglaubigung: Bestätigung der Unterschrift, des Schriftstücks etc.

Beurkundung: Vollzug einer Rechtsetzung, Belehrung notwendig, Formvorschriften nach Beurkundungsgesetz und Notarordnung

Vertrag in privater Form schriftlich abgeschlossen gilt zunächst  als private Vereinbarung unter zwei Privaten, ohne gesetzliche Normierungen.

dennoch gilt:

§ 125 BGB Nichtigkeit wegen Formmangels

Es gibt daneben aber auch schlechte Verträge, hierzu § 305 ff BGB (--> früher : AGB = „Das Kleingedruckte“)

Bei den AGB geht es um „Freizeichnung“ (=“ich will nicht haften“), also um Verbraucher-schutz

§ 310 III Nr. 2 BGB ...auch auf vorformulierte Vertragsbedingungen Anwendung finden...

z.B. Beschluss im Familienrat zum Verkauf einer Sache, mache aber klar, dass ich manche Dinge ausschließen möchte. Damit habe ich eigenständig AGB`s erstellt, bin beim Kauf Verwender geworden und kann auf die Verbraucherschutzvorschriften zurückgreifen.

Meinung Hübner dazu: ein wenig beachteter aber „dicker Hund“, der den Verbraucherschutz sehr weit auslegt!

Wie weit soll die Freiheit des Einzelnen dann überhaupt gehen?

§ 134 BGB Gesetzliches Verbot

z.B. Kokainverkauf, Käufer zahlt aber nicht, so ist der Kaufpreis hier nicht einklagbar

§ 138 BGB sittenwidriges Rechtsgeschäft, Wucher

Möglichkeiten der Annullierung eines Vertrages?

· Ungültig mangels z.B. nicht beachteter Formvorschriften

· gesetzliche Unmöglichkeit

· Sittenwidrigkeit; Wucher

§ 139 BGB Teilnichtigkeit (neu)

· „Gesunde Sachen sollen erhalten bleiben, die kranken Dinge sind zu entfernen.“ Entgegen steht hier aber der Verbraucherschutz, der alles entfernt!

Vertrag ist geschlossen, so ist zu unterstellen, dass der Vertrag auch zu halten ist.

ABER:

§ 355 ff BGB Widerrufsrecht bei Verbraucherverträgen möglich

· gesetzlich vereinbart

Problem: buchhalterisch ist der Vorgang schon verbucht und abgewickelt; eine Rückabwicklung ist allerdings schlecht für die Wirtschaft, weil ein Vertrauensschutz auf Erfüllung der Verfügungen nicht mehr gegeben scheint.

Der Verbraucher muss aber geschützt werden, gegen ihn steht der (wissende Unternehmer).

Daher unabdingbar für den Verbraucherschutz:

§ 13 BGB Verbraucher

§ 14 BGB Unternehmer

§ 358 BGB Verbundene Verträge

d.h. gesamte Finanzierung ist hierüber steuerbar (solange ein Verbraucher beteiligt ist)

Zahlung über Kreditfinanzierung – z.B. Ford-Bank ist eine 1-Mann-Bank

§ 433 II BGB Kaufpreis wird an den Verkäufer gezahlt

§ 488 BGB Darlehensvertrag 

Problem: Ratenzahlung bei defekter Sache

Zu beachten ist:

Unterscheidung zwischen 2 unterschiedlichen Verträgen

a) Kaufvertrag

b) Darlehensvertrag

über § 358 BGB ist die Zusammenlegung beider Verträge möglich.

Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäft – ist keine Verpflichtung in § 433 BGB gegeben, so Anwendbarkeit von § 812 BGB

§ 433 BGB i.V.m. § 929 BGB

Zusammenfassung der Schlagworte

· Willenserklärung

· Vertrag

· § 311 BGB

· Problematik: Schadenersatz für Aktionäre

· Allgemeine Geschäftsbedingungen (§ 305 ff BGB)

· Verbraucherschutz

· § 355 ff BGB Widerrufsrecht

· § 358 BGB verbundene Verträge (Darlehensvertrag / Kaufvertrag)
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Hinweis und Wiederholung:
Die im Repetitorium angesprochenen Punkte sollen die Bausteine für die Prüfung sein. Oft sind auch mehrere Bausteine zusammenzusetzen, um eine Lösung zu erhalten.

Auch sollte der Unterschied zwischen gesetzlichen und vertraglichen Anspruchsgrundlagen bekannt sein.

Beispiel:

Für eine Körperverletzung kann Schadenersatz und Schmerzensgeld nebeneinander möglich sein. Auch sollte der Hinweis folgen, dass z.B. § 823 BGB nicht anwendbar ist, weil nicht anwendbar im betreffenden Fall ( Aussage Hübner: Denkprozess soll nachvollzogen werden können!

Weiteres Beispiel:

Haftung des Geschäftsführers wird durch die GmbH aufgefangen; er selbst muss nicht haften, Problem: Untreue

§ 164 BGB
vertragliche Haftung nicht gegeben

§ 823 BGB 
gesetzliche Ansprüche möglich, jedoch fallen Vermögenswerte nicht unter      § 823 Abs. 1 BGB, womit § 823 BGB so nicht zur Anwendung kommt.

Untreue ist im Strafgesetzbuch (= dient hier  als Schutzgesetz) sanktioniert, 

womit § 823 Abs. 2 BGB zur Anwendung gelangt. Es erbringt aber noch keine Zahlungen

( Lösung: Schadenersatz schließlich über §§ 249 ff BGB möglich

Ist keine Untreue nachzuweisen, verbleibt nur ein möglicher Rückgriff über § 311 II BGB

(z.B. Chef hat zunächst eine Zusage gemacht, dann aber doch den Vertrag nicht 

unterschrieben, womit auch kein Dienstvertrag zustande gekommen ist (Schriftform 

erforderlich), nach § 125 BGB nichtig (d.h. Vertrag ist nicht zustande gekommen!)

( früher c.i.c. = Verschulden vor Vertragsschluss

§ 387 BGB 
Aufrechnung
( nur in Geld bewertete Forderungen können in der jeweiligen Größenordnung 

aufgerechnet werden

Die Aufrechnung im Rahmen eines Girovertrages ist nicht gemeint.

Eine Aufrechnung ist nicht angenehm, 

· denn die Forderung kann auf andere übertragen werden (§ 388 BGB)

· denn man bekommt einen neuen Gläubiger, ohne dass man sich wehren kann; ist die Aufrechnungslage erst einmal erklärt (( Machtfrage!)

§ 286 BGB
Zinsen für den Verzug

§ 289 BGB
Zinsenzinsverbot

§ 389 BGB
„Aufrechnungslage“ ( ist die Aufrechnungslage vor dem Konkurs eingetreten, so muss die Aufrechnung trotz Konkurs ausgeführt werden

§ 398 BGB 
ohne Abtretung ist heute nichts mehr möglich, oft bei Hypotheken- und Immobiliengeschäften ( wirkt wie § 929 BGB, wo die Übertragung einer Sache auf einen neuen Eigentümer geschaffen wird.

Die Forderung ist zu behandeln wie ein Sachobjekt; es wird ein neuer Gläubiger eingesetzt. Dies hat Konsequenzen für den Umgang und das zuvor bestandene Verrauensverhältnis.

Oft wird, wenn ein Gläubiger selbst nicht stark genug ist, ein Inkassobüro beauftragt. Ein neuer Gläubiger wird dem Schuldner einfach „serviert“.

§ 404 BGB
Verteidigung gegen die Abtretung, z.B. der Einwendungen aus der Sachmängelhaftung, entsprechend als rechtliche Einwendungen

Frage der Hypotheken ( ähnlich § 398 BGB

§ 401 BGB
Übergang der Neben-/Vorzugsrechte (Hübner: „dicker Hund“ - große Hürde)

(“Bürgschaft als Kreditsicherungsmittel“, denn zahlt der Hauptschuldner nicht, so muss der Bürge leisten

In diesem Zusammenhang erneut benannt: Wie bekomme ich einen Kredit (Verfahren?)

Selbstschuldnerische Bürgschaft (Handelsrecht)( Gläubiger greift unmittelbar den Bürgen an

§ 412 BGB
gesetzlicher Forderungsübergang
( Stichwort : Lohnfortzahlung

§ 116 SGB X

(1) Ein auf anderen gesetzlichen Vorschriften beruhender Anspruch auf Ersatz eines Schadens geht auf den Versicherungsträger oder Träger der Sozialhilfe über, soweit dieser auf Grund des Schadensereignisses Sozialleistungen zu erbringen hat, die der Behebung eines Schadens der gleichen Art dienen und sich auf denselben Zeitraum wie der vom Schädiger zu leistende Schadensersatz beziehen. Dazu gehören auch… 


§ 67 Versicherungsvertragsgesetz

(1) Steht dem Versicherungsnehmer ein Anspruch auf Ersatz des Schadens gegen einen Dritten zu, so geht der Anspruch auf den Versicherer über, soweit dieser dem Versicherungsnehmer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. Gibt der Versicherungsnehmer seinen Anspruch gegen den Dritten oder ein zur Sicherung des Anspruchs dienendes Recht auf, so wird der Versicherer von seiner Ersatzpflicht insoweit frei, als er aus dem Anspruch oder dem Recht hätte Ersatz erlangen können. 
(2) Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen einen mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Familienangehörigen, so ist der Übergang ausgeschlossen; der Anspruch geht jedoch über, wenn der Angehörige den Schaden vorsätzlich verursacht hat. 

§ 6 Entgeltfortzahlungsgesetz

(1) Kann der Arbeitnehmer auf Grund gesetzlicher Vorschriften von einem Dritten Schadensersatz wegen des Verdienstausfalls beanspruchen, der ihm durch die Arbeitsunfähigkeit entstanden ist, so geht dieser Anspruch insoweit auf den Arbeitgeber über, als dieser dem Arbeitnehmer nach diesem Gesetz Arbeitsentgelt fortgezahlt und darauf entfallende vom Arbeitgeber zu tragende Beiträge zur Bundesagentur für Arbeit, Arbeitgeberanteile an Beiträgen zur Sozialversicherung und zur Pflegeversicherung sowie zu Einrichtungen der zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung abgeführt hat. 

(2) Der Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber unverzüglich die zur Geltendmachung des Schadensersatzanspruchs erforderlichen Angaben zu machen. 

(3) Der Forderungsübergang nach Absatz 1 kann nicht zum Nachteil des Arbeitnehmers geltend gemacht werden. 
  

Neuerungen Ende 2004 im Rahmen von Basel II benennen

· keine Gewährleistung der öffentlichen Hand

· Bankenaufsicht

	Chronologie

	Monat
	Jahr
	Ereignis

	Juli
	1988
	Veröffentlichung der Baseler Eigenkapitalvereinbarung (Basel I)

	Ende
	1992
	Inkrafttreten von Basel I

	Januar
	1996
	Baseler Marktrisikopapier

	Juni
	1999
	Erstes Konsultationspapier zur Neufassung der Eigenkapitalvereinbarung (Basel II)

	Januar
	2001
	Zweites Konsultationspapier zu Basel II

	Dezember
	2001
	Änderung des ursprünglich vorgesehenen Zeitplans für die Fertigstellung des neuen Akkords. 

	Mai
	2003
	Drittes Konsultationspapier zu Basel II

	Mitte
	2004
	Veröffentlichung der neuen Eigenkapitalvereinbarung

	Ende
	2006
	Inkrafttreten von Basel II


Mehrheit von Schuldnern –Mietvertrag – keine Zahlungen erfolgt, Frage: Wie bekomme ich dennoch mein Geld?

§ 421 BGB
Gesamtschuldner ( Leistung beliebig von jedem zu fordern

§§-Kette hier: §§ 427, 421, 426 BGB

„Freizeichnung im Innenverhältnis“

Zusammenfassung der Schlagworte

· Aufrechnung

· Abtretung

· Gesetzlicher Forderungsübergang

· Basel II

· Gesamtschuldner

